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Gleichwohl steht es jedem frei, die Politik 
eines Landes zu kritisieren, aber die Flos-
kel „Israelkritik“ drückt aus, wie obsessiv, 
reflexhaft und einseitig Kritik an Israel 
allzu oft geübt wird: Pro Jahr betrifft ein 
Drittel aller Resolutionen des Menschen-
rechtsrates in Genf den Staat Israel – und 
das in einer Welt, in der es Dutzende Län-
der gibt, in denen Zehntausende Men-
schen brutal von ihren Regierungen un-
terdrückt werden.

Im Gazastreifen werden die Men-
schen von der Hamas als Schutzschilde 
missbraucht und von jeglichen wirtschaft-
lichen Perspektiven abgeschnitten. Seit 
Jahrzehnten f ließt enorm viel Entwick-
lungshilfe in die palästinensischen Ge-
biete; trotzdem sind die Menschen sehr 
arm. Zwar ist die Lage in der Westbank 
besser, doch bleibt die politische Entwick-
lung in den palästinensischen Gebieten 
unklar. Es ist wichtig, die demokratischen 
Kräfte dort zu unterstützen. Aber Gaza ist 
mit und ohne Hamas ein schwieriges Pro-
blem, weil es dort andere, noch radikalere 
Kräfte gibt. Allein daran lässt sich erken-
nen, wie schwierig es für Israel ist, über-
haupt nur an einen möglichen Partner für 
ein Abkommen zu denken.

Der ehemalige Pink Floyd-Musiker 
Roger Waters hat im Juni bei einem 
Deutschland-Konzert eine wütende 
Rede auf Israel gehalten. Wie ordnen 
Sie das ein? 

Deidre Berger: Ich ordne es in eine Reihe 
sehr beunruhigender Aktivitäten ein, die 
nicht nur darin bestehen, Israel von der 
Bühne herab zu kritisieren, sondern die 
vor allem darauf zielen, Israel zu stigmati-
sieren, zu boykottieren und zu isolieren. 
So hat sich Roger Waters mit seinem Wut-

ausbruch für die weltweite Kampagne 
„BDS“ stark gemacht, die Künstler, Wis-
senschaftler, Sportler, aber auch Politiker 
und Unternehmen unter Druck setzt, 
Auftritte, Investitionen oder Kooperation 
in und mit Bezug zu Israel abzusagen oder 
zu beenden. Im August 2017 gab es einen 
Boykottaufruf für ein Musikfestival in der 
Berliner Kulturbrauerei, weil es zu einem 
geringen Teil von der israelischen Bot-
schaft gesponsert war. Und tatsächlich ha-
ben sich einige Künstler zurückgezogen. 
Das Gleiche passiert in noch größerem 
Umfang in diesem Jahr. Umgekehrt ist in 
Spanien ein amerikanisch-jüdischer 
Künstler von einer Veranstaltung ausge-
schlossen worden, weil er seine israelkriti-
sche Haltung nicht schriftlich garantieren 
wollte. 

Gerade die Musikbranche ist ein pre-
käres Feld, weil sie eine hohe Anzahl von 
jungen Menschen beeinflusst. Die Quere-
len um die inzwischen abgeschafften 
ECHO-Preise zeigen nur die Spitze des 
Eisbergs. Die Rapper-Szene ist insgesamt 
sehr anti-israelisch und antisemitistisch 
eingestellt, und das vermittelt sich über 
Lieder und Videos millionenfach. 

Das alles sind globale Trends von An-
tisemitismus, die sich rapide über das 
Netz verbreiten. Umso wichtiger wird die 
Bekämpfung des Antisemitismus im In-
ternet und den Sozialen Medien. Deutsch-
land hat erste Schritte unternommen, um 
dort gegen die Verbreitung von Hass vor-
zugehen. Aber es ist wirklich erst ein An-
fang. Den Kampf gegen Antisemitismus 
müssen wir auf allen Ebenen führen, von 
dem politischen Bereich bis hin zu unse-
rem Alltag. Jede Stimme zählt in diesem 
Kampf.

Das Gespräch führte Bernd Löhmann am 7. Juni 2018.

Tragisch verbunden
Deutsche Erinnerung aus israelischer Perspektive

Als der erste Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in Israel, Rolf Pauls, 1965 an-
kam, gab es Demonstrationen – schon der 
Gedanke an diplomatische Beziehungen zwi-

schen dem jüdischen Staat und Deutschland war vielen zuwider. Selbst die 
Bereitschaft Deutschlands, Reparationen an Israel zu leisten, konnte ein 
grundsätzliches Unbehagen über die Beziehungen zwischen den beiden Län-
dern und den beiden Völkern nicht überwinden. Jahrelang waren israelische 
Reisepässe mit dem Hinweis versehen, für Reisen nach Deutschland keine 
Gültigkeit zu besitzen; selbst als diese Einschränkung aufgehoben wurde, 
mieden viele Israelis noch immer Deutschland oder den Kauf deutscher Wa-
ren. Dass Pauls ein Offizier der Wehrmacht gewesen war, der an der Ostfront 
gedient hatte, verschärfte die Ambivalenz der Beziehung. Auch die Tatsa-
che, dass Bonn viele Jahre lang aus Sorge um mögliche negative Reaktionen 
der arabischen Staaten gezögert hatte, formale Beziehungen zu Israel aufzu-
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nehmen, trug nicht dazu bei, die Schatten der persönlichen und kollektiven 
Erinnerung an den Holocaust zu vertreiben.

Heute gilt Deutschland neben den USA als der beste Freund Israels; 
Berlins Unterstützung für Israel in den komplexen Beziehungen zur Europäi
schen Union wird hoch geschätzt. Als Bundeskanzlerin Angela Merkel in 
einer Rede vor der Knesset die Existenz und Sicherheit Israels als Teil der 
deutschen Staatsräson bezeichnete, erhielten die ohnehin einzigartigen Be-
ziehungen zwischen Deutschland und Israel eine besondere theoretische und 
moralische Dimension. Dass ein Begriff wie „Staatsräson“, der aus offensicht
lichen Gründen in Deutschland nach 1945 tabu war, nun die gegenseitige 
Bindung der beiden Länder symbolisiert, ist eines der tiefgreifendsten und 
bedeutsamsten Anzeichen für eine Entwicklung, die noch vor wenigen Jahr-
zehnten unvorstellbar gewesen wäre.

Es wäre nur natürlich, wenn auch oberflächlich, diese Veränderung 
dem Gang der Zeit zuzuschreiben – schließlich trennt uns heute mehr als ein 
halbes Jahrhundert von den verbrecherischen Schrecken des Holocaust. Doch 
paradoxerweise ist die Erinnerung an den Holocaust heute im Geschichtsbild 
Deutschlands wie Israels präsenter als in den Jahrzehnten direkt nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs. Die dialektische Folge dieser vertieften Erinne-
rung war, dass beide Länder näher zusammenrückten, anstatt sich weiter 
voneinander zu entfernen. Dieses überraschende Ergebnis verlangt nach einer 
Erklärung. Die folgende Beschreibung ist notwendigerweise allgemein ge-
fasst, doch scheint sie dennoch einige bedeutsame Wahrheiten im kollektiven 
Bewusstsein beider Länder zu beinhalten.

WICHTIGERE PROBLEME?

Nach 1945 konzentrierten sich die Anstrengungen in Westdeutschland (und 
in etwas anderer Form auch in der zukünftigen DDR) auf den Wiederaufbau 
eines physisch und moralisch verwüsteten Landes. Die Nürnberger Prozesse 
bezeugten auf schreckliche Weise die Verbrechen der Nazis; vielen Deutschen 
erschienen sie gewissermaßen als ultimative Abrechnung mit den Verbrechen 
des „Dritten Reichs“ – nicht, indem sie einen Schlussstrich zogen, aber sie 
gaben der deutschen Öffentlichkeit die Chance, sich auf die Zukunft und 
nicht auf die Vergangenheit zu konzentrieren. Die Aufteilung des besiegten 
Deutschlands in West und Ost, die Gründung der DDR als Satellitenstaat der 
Sowjetunion und die Blockade Westberlins schufen völlig neue Bedingungen, 
die es scheinbar erforderlich machten, die Schrecken des Zweiten Weltkriegs 
hinter sich zu lassen und sich auf die Zukunft zu konzentrieren.

Konrad Adenauers Entscheidung, Israel Reparationen anzubieten – 
eine historische Entscheidung, die moralische Überlegungen und Realpoli- 
tik miteinander verband und damit auf breiter Basis legitimierte – erschien 

ebenfalls als ein Schlussstrich unter die Verbrechen der Nazis: Es waren Hitler  
und der Nationalsozialismus, die sowohl die Schuld als auch die moralische 
Verantwortung für das Geschehene zu tragen hatten, nicht das deutsche Volk 
als solches, das schließlich auch ein Opfer des Naziregimes, seiner Ideologie 
und seiner Politik gewesen war.

Der Wiederaufbau eines funktionierenden Staates in Westdeutsch-
land fußte auf zwei Grundlagen: Zum einen war der Staat in den Prinzipien 
des Grundgesetzes verankert; zum anderen wurde über die Vergangenheit 
Zehntausender früherer Beamter des „Dritten Reichs“ hinweggesehen, von 
denen einige sogar in hohe Positionen in der Bundesrepublik aufstiegen. 
Rechtliche Probleme, moralische Überlegungen und Zweckmäßigkeit ließen 
es als nicht ratsam erscheinen, Täter der Nazi-Verbrechen vor Gericht zu stel-
len. Der Mord an sechs Millionen Juden – der Begriff „Holocaust“ war damals 
noch nicht allgemein gebräuchlich – konnte als eines der vielen schrecklichen 
Dinge abgetan werden, die in einem Krieg passieren. Dass die Bundesrepublik 
ein Verbündeter des Westens im Kampf gegen den sowjetischen Totalitaris-
mus im Allgemeinen und die DDR im Besonderen war, besiegelte die Abwen-
dung von der Vergangenheit. Verständlicherweise erschien das Schicksal der 
Kriegsgefangenen, die immer noch von den Sowjets festgehalten wurden, als 
ein viel konkreteres Problem als das, was den Juden im Krieg widerfahren war.

PARALLELE ENTWICKLUNGEN  
AUS UNTERSCHIEDLICHEN GRÜNDEN

Ein ähnlicher Vorgang ereignete sich in Israel, nachdem es vor siebzig Jahren 
seine Unabhängigkeit erlangt hatte – obwohl die Gründe natürlich diametral 
entgegengesetzt waren. Nachdem der neu gegründete jüdische Staat den An-
sturm seitens der arabischen Nachbarstaaten im israelischen Unabhängig-
keitskrieg 1948/49 nur knapp überlebt hatte, richtete das Land seine Auf-
merksamkeit nicht nur auf sein Überleben, sondern auch auf den Aufbau 
einer Nation. Nachdem die britischen Behörden des Mandatsgebietes Paläs-
tina jahrzehntelang den Zuzug von Juden beschränkt hatten, bestand die 
erste Einwanderungswelle nach 1948 hauptsächlich aus Holocaust-Über
lebenden aus Europa. 

Auf der nationalen Ebene stand der Staat vor der Herausforderung, für 
die Neuankömmlinge Wohnungen und Arbeitsplätze sowie soziale und psy-
chologische Unterstützung bereitzustellen. Auf individueller Ebene benötig-
ten diese Überlebenden eine Möglichkeit, ihr Leben wieder aufzubauen und 
zu einer Art Normalität zurückzukehren – es ging weniger darum, ihre Ver-
gangenheit in Konzentrations- und Vernichtungslagern zu vergessen, son-
dern zu versuchen, diese zu überwinden, indem sie sich auf die Zukunft 
konzentrierten: die Familien, die sie gründeten, die Erziehung ihrer Kinder,  
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der Lebensunterhalt, den sie sich verdienten. Paradoxerweise war ihr Fokus  
auf die Zukunft eine gewisse Parallele – aus entgegengesetzten Gründen –  
zu dem Widerwillen vieler Deutscher in der Nachkriegszeit, darüber 
nachzudenken oder zu reden, was „damals“ und „dort drüben“ geschehen 
war. Diese zukunftsorientierte Agenda zeigte sich in den Schulbüchern und 
in offiziellen Feiern, bei denen der neue Staat mit seinen realen Gefahren und 
Herausforderungen im Zentrum des nationalen Narrativs stand.

Diese paradox-parallelen Entwicklungen wurden von zwei Ereignis-
sen über den Haufen geworfen – einem in Israel und dem anderen in Deutsch-
land –, die zwar voneinander getrennt, aber miteinander verbunden waren: 
dem Eichmann-Prozess 1961 in Israel und der Studentenrevolte der 1960er-
Jahre in Deutschland.

KOLLEKTIVE KATHARSIS

Die Gefangennahme Adolf Eichmanns und das Verfahren gegen ihn waren 
nicht nur ein Drama, in dessen Mittelpunkt einer der Hauptverantwortlichen 
für den Holocaust stand. Im Zeitalter der Massenmedien und des Fernsehens 
konfrontierte der Prozess Millionen Menschen zum ersten Mal mit der Realität 
des Holocausts. In Israel fragten junge Menschen die Älteren nach Einzelheiten 
zu ihrem Überleben im Krieg, von dem sie nur eine schemenhafte Vorstellung 
hatten, und die Zeugenaussagen, die im Fernsehen übertragen wurden, ermu-
tigten viele Überlebende dazu, sich selbst zu Wort zu melden. In Deutschland 
begannen junge Leute gleichermaßen damit, ihre Eltern – oder auch ihre Groß-
eltern – danach zu fragen, was sie von 1939 bis 1945 gemacht hatten. Beide 
Gesellschaften durchlebten eine persönliche und kollektive Katharsis.

Der Eichmann-Prozess fand in Israel während einer Zeit relativ gerin-
ger Spannungen mit den arabischen Nachbarn sowie der wirtschaftlichen 
und sozialen Integration nach den Massenzuwanderungen statt, sodass der 
Holocaust einen wesentlich zentraleren Platz im nationalen Narrativ einneh-
men konnte. Während vor dem Prozess der Aufstand im Warschauer Ghetto 
im Mittelpunkt stand, wurde jetzt der Politik viel mehr Aufmerksamkeit ge-
widmet, die zu Auschwitz geführt hatte, und Yad Vashem, Israels bedeu-
tendste Gedenkstätte für die Opfer des Holocausts, nahm als Ort der Erinne-
rung eine wesentlich zentralere Stellung im nationalen Bewusstsein ein.

In Deutschland waren die Auswirkungen viel tiefgreifender: Es war 
unmöglich geworden, eine historische Abrechnung zu umgehen und sich 
nicht dem Holocaust als einem Völkermord zu stellen. Dem Einzelnen, den 
gesellschaftlichen Organisationen, Städten und Gemeinden wurde klar, dass 
es nicht nur um persönliche Wiedergutmachung für Überlebende oder ihre 
Nachfahren ging, sondern auch um das Eingeständnis, dass es sich um einen 
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mörderischen Versuch gehandelt hatte, die Erinnerung an die Juden aus ei-
nem Jahrtausend deutscher Geschichte auszulöschen. 
Mit anderen Worten: Die Erinnerung an die vertriebenen und ermordeten Ju-
den war gleichbedeutend mit der Erinnerung an zentrale Kapitel der deut-
schen Geschichte, Gesellschaft und Kultur. Deutsche Literatur, Philosophie, 
Wissenschaft, Industrialisierung, Wirtschaft, Kunst und Journalismus – all 
diese Bereiche konnten nicht angesprochen werden, ohne den Beitrag von 
Juden auf ihren jeweiligen Gebieten zu berücksichtigen. Damit sind Israel 
und seine Errungenschaften und Herausforderungen ein bedeutender Teil 
der deutschen Geschichte und auch ein Symbol dafür, was Deutschland auf-
grund des Nationalsozialismus verloren hat.

Viel ist über eine deutsch-jüdische Symbiose geschrieben worden, und 
wie der jüdische Religionshistoriker Gershom Scholem zweifelten viele, ob es 
sie je in Wirklichkeit und nicht nur als Mythos gegeben habe. Bundeskanzle-
rin Merkels fundamentale Aussage über die deutsche Staatsräson geht jedoch 
über die Politik hinaus. Auf eine tragische und auch traurige Weise können 
zwei Nationen nicht tiefer miteinander verbunden sein als Deutschland und 
Israel – das ist etwas, was beide Nationen nunmehr anerkennen.

Übersetzung aus dem Englischen: Wilfried Becker, Germersheim


